jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Beschluss 2017/6/12 W187
2111265-1

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 12.06.2017

Entscheidungsdatum

12.06.2017
Norm

AVG 1950 837
AVG 1950 8§39 Abs2
B-VG Art.133 Abs4
MOG 2007 86
MOG 2007 §8i
VWGVG §28 Abs2
VWGVG §28 Abs3 Satz2
VWGVG 8§31 Abs1
1. AVG 1950 § 37 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

—_

AVG 1950 8§ 39 giiltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
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B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
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. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
. B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W187 2111265-1/4E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Hubert REISNER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des
XXXX, Betriebsnummer XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 5.1.2015, XXXX, betreffend
Einheitliche Betriebspramie 2014, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Hubert
REISNER als Einzelrichter Uber die Beschwerde des romisch 40, Betriebsnummer romisch 40 , gegen den Bescheid der
Agrarmarkt Austria (AMA) vom 5.1.2015, rémisch 40, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2014, beschlossen:

A)

Der Beschwerde wird gemalR§8 28 Abs 3 VwGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid aufgehoben und die
Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverwiesen.Der Beschwerde wird gemafR
Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid aufgehoben und die Angelegenheit zur
Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemafR Art 133 Abs 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1 Am 10. April 2014 stellte der Beschwerdefiihrer zur Betriebsnummer XXXX einen Mehrfachantrag-Flachen fur das
Jahr 2014 und beantragte ua die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2014 fur in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefiihrer ist Auftreiber auf die
Alm mit der Betriebsstattennummer XXXX fur die ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde.1 Am 10. April
2014 stellte der Beschwerdefiihrer zur Betriebsnummer romisch 40 einen Mehrfachantrag-Flachen fiir das Jahr 2014
und beantragte ua die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fur das Antragsjahr 2014 fir in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefuhrer ist Auftreiber auf die Alm mit

der Betriebsstattennummer rémisch 40 fir die ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde.
2. Am 3.2.2014 stellte die Agrargemeinschaft mit der Betriebsnummer

XXXX einen Antrag auf Anderung der Referenzflichen, den die belangte Behdrde nicht beriicksichtigterémisch 40
einen Antrag auf Anderung der Referenzflachen, den die belangte Behérde nicht berticksichtigte.

3. Am 28.4.2014 stellte die Agrargemeinschaft mit der Betriebsnummer XXXXeinen Antrag auf Anderung der
Referenzflachen, den die belangte Behorde nicht berUcksichtigte.

4. Am 8.10.2014 fand auf der AIm mit der Betriebsnummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle statt. Dabeij stellt die belangte
Behdrde Auffalligkeiten im Flachenbogen Mehrfachantrag 2014 und in der Flachennutzung Mehrfachantrag 2014 fest.
Mit Schreiben vom 22.10.2014 Ubermittelte die belangte Behdrde der Agrargemeinschaft den Kontrollbericht zur
Stellungnahme binnen 14 Tagen.4. Am 8.10.2014 fand auf der AlIm mit der Betriebsnummer rémisch 40 eine Vor-Ort-
Kontrolle statt. Dabei stellt die belangte Behorde Auffalligkeiten im Flachenbogen Mehrfachantrag 2014 und in der
Flachennutzung Mehrfachantrag 2014 fest. Mit Schreiben vom 22.10.2014 Ubermittelte die belangte Behotrde der

Agrargemeinschaft den Kontrollbericht zur Stellungnahme binnen 14 Tagen.

5 Mit Bescheid der AMA vom 5.1.2015, XXXX, gewahrte die belangte Behérde dem Beschwerdefliihrer fur das

Antragsjahr 2014 eine einheitliche Betriebspramie in Héhe von € 1.049,41 gewahrt. Dabei wurden 9,36 zugewiesene
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flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache von 31,71 ha und eine ermittelte Flache von 26,92 ha
zugrunde gelegt. Die relevante Abweichung betragt 4,79 ha. Die belangte Behdrde begriindet die Abweichung damit,
dass der Beschwerdefuhrer auf die Alm mit der Betriebsnummer XXXX auftreibt, deren nach der Vor-Ort-Kontrolle
festgestellte Flache statt der beantragten Flache von 265,47 ha 207,19 ha betragt. Der Anteil des Beschwerdefuhrers an
der Flache betragt aufgrund der GroRvieheinheiten 8,22 %, sodass sich statt der beantragten anteiligen Flache von
21,83 ha eine ermittelte anteilige Flache von 17,04 ha ergibt.5 Mit Bescheid der AMA vom 5.1.2015, rémisch 40 ,
gewahrte die belangte Behérde dem Beschwerdeflhrer fur das Antragsjahr 2014 eine einheitliche Betriebspramie in
Hohe von € 1.049,41 gewahrt. Dabei wurden 9,36 zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspriiche, eine beantragte
Flache von 31,71 ha und eine ermittelte Flache von 26,92 ha zugrunde gelegt. Die relevante Abweichung betragt 4,79
ha. Die belangte Behdrde begriindet die Abweichung damit, dass der Beschwerdefihrer auf die AIm mit der
Betriebsnummer romisch 40 auftreibt, deren nach der Vor-Ort-Kontrolle festgestellte Flache statt der beantragten
Flache von 265,47 ha 207,19 ha betragt. Der Anteil des Beschwerdeflhrers an der Flache betragt aufgrund der
Grol3vieheinheiten 8,22 %, sodass sich statt der beantragten anteiligen Flache von 21,83 ha eine ermittelte anteilige
Flache von 17,04 ha ergibt.

6 Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefiihrer mit Schreiben vom 12.1.2015 Beschwerde, die die belangte
Behdrde mit Schreiben vom 27.7.2015 vorlegte.

7 Die belangte Behoérde legte dem Bundesverwaltungsgericht mit Schreiben vom 24.9.2015 einen "Report" mit
Berechnungsstand 14.8.2015 vor. Der Report vom 14.8.2015 betrifft eine Anderung der Zahlungsanspriiche.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt)

1.1 Am 10. April 2014 stellte der BeschwerdefUhrer zur Betriebsnummer XXXX einen Mehrfachantrag-Flachen fiir das
Jahr 2014 und beantragte ua die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2014 fir in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung ndher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflhrer ist Auftreiber auf die
Alm mit der Betriebsstattennummer XXXX flr die ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde.1.1 Am 10. April
2014 stellte der Beschwerdefiihrer zur Betriebsnummer romisch 40 einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Jahr 2014
und beantragte ua die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie flir das Antragsjahr 2014 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflhrer ist Auftreiber auf die Alm mit
der Betriebsstattennummer rémisch 40 fur die ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde.

1.2 Wie sich aus dem "Report" mit dem Berechnungsstand 14.8.2015 ergibt, hat sich nach Erlassung des angefochtenen
Bescheids eine Anderung der maRgeblichen Zahlungsanspriiche ergeben.

2. Beweiswurdigung

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt und wurde von keiner Partei bestritten.
3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Anwendbare Rechtsvorschriften:

3.1.1 Die einschlagigen Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes - B-VG,BGBI 1/1930 idgF, lauten:3.1.1 Die
einschlagigen Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes - B-VG, Bundesgesetzblatt 1 aus 1930, idgF, lauten:

"Artikel 130. (1) Die Verwaltungsgerichte erkennen Uber Beschwerden
1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit;
2. n

"Artikel 131. (1) (2) Soweit sich aus Abs. 3 nicht anderes ergibt, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes uUber
Beschwerden gemafR Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die
unmittelbar von Bundesbehorden besorgt werden. Sieht ein Gesetz gemal Art. 130 Abs. 2 Z 2 eine Zustandigkeit der
Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in den
Angelegenheiten des offentlichen Auftragswesens, die gemal3 Art. 14b Abs. 2 Z 1 in Vollziehung Bundessache sind.
Sieht ein Gesetz gemdall Art. 130 Abs. 2 Z 3 eine Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte vor, erkennt das
Verwaltungsgericht des Bundes Uber Streitigkeiten in dienstrechtlichen Angelegenheiten der 6ffentlich Bediensteten
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des Bundes."Artikel 131. (1) (2) Soweit sich aus Absatz 3, nicht anderes ergibt, erkennt das Verwaltungsgericht des
Bundes Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung
des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden. Sieht ein Gesetz gemal3 Artikel 130, Absatz 2, Ziffer
2, eine Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in
Rechtssachen in den Angelegenheiten des &ffentlichen Auftragswesens, die gemal Artikel 14 b, Absatz 2, Ziffer eins, in
Vollziehung Bundessache sind. Sieht ein Gesetz gemald Artikel 130, Absatz 2, Ziffer 3, eine Zustandigkeit der
Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Streitigkeiten in dienstrechtlichen
Angelegenheiten der ¢ffentlich Bediensteten des Bundes.

3"

3.1.2 Das Bundesgesetz Uber die Durchfihrung der gemeinsamen Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007 -
MOG 2007), BGBI | 55/2007 idgF, lautet auszugsweise:3.1.2 Das Bundesgesetz Uber die Durchfihrung der
gemeinsamen Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007 - MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil eins, 55 aus
2007, idgF, lautet auszugsweise:

"Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle

8§ 6. (1) Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Agrarmarkt
Austria (AMA), soweit sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt. Jedenfalls sind dem
Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die Erlassung allgemeiner Normen,
soweit sie zur Durchfihrung von Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlich sind, die
Abwicklung der Transferzahlungen an die jeweils zustéandige Marktordnungs- und Zahistelle, die Vertretung der Land-,
Forst- und Wasserwirtschaft bei den Organen und Gremien der Europaischen Union sowie hinsichtlich der nach
diesem Absatz sowie Abs. 2 zustandigen Marktordnungsstellen auch die Aufsicht und Kontrolle vorbehalten.Paragraph
6, (1) Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Agrarmarkt
Austria (AMA), soweit sich nicht der Bundesminister flr Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt. Jedenfalls sind dem
Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die Erlassung allgemeiner Normen,
soweit sie zur Durchfihrung von Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlich sind, die
Abwicklung der Transferzahlungen an die jeweils zustéandige Marktordnungs- und Zahistelle, die Vertretung der Land-,
Forst- und Wasserwirtschaft bei den Organen und Gremien der Europaischen Union sowie hinsichtlich der nach
diesem Absatz sowie Absatz 2, zustandigen Marktordnungsstellen auch die Aufsicht und Kontrolle vorbehalten.

(2) Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§ 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemaf3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemal der genannten
Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten konnen.Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. GemaR Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdall der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
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Stutzungsregelung fir den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kdrzungen und
Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kénnen.

(2) Abs. 1 findet auch auf rechtskraftig abgeschlossene Antragsjahre Anwendung, wenn ein Antrag auf
Wiederaufnahme des Verfahrens eingebracht wird und der Bescheid langstens innerhalb eines Zeitraums von funf
Jahren vor Inkrafttreten dieser Bestimmung in Rechtskraft erwachsen ist. Der Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens ist binnen zwei Wochen nach Inkrafttreten dieser Bestimmung bei der AMA einzubringen, die dartber zu
entscheiden hat."(2) Absatz eins, findet auch auf rechtskraftig abgeschlossene Antragsjahre Anwendung, wenn ein
Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens eingebracht wird und der Bescheid langstens innerhalb eines Zeitraums
von funf Jahren vor Inkrafttreten dieser Bestimmung in Rechtskraft erwachsen ist. Der Antrag auf Wiederaufnahme des
Verfahrens ist binnen zwei Wochen nach Inkrafttreten dieser Bestimmung bei der AMA einzubringen, die darlber zu
entscheiden hat."

3.1.3 Das Bundesgesetz uber die Errichtung der Marktordnungsstelle "Agrarmarkt Austria" (AMA-Gesetz 1992),BGBI
376/1992, lautet auszugsweise:3.1.3 Das Bundesgesetz Uber die Errichtung der Marktordnungsstelle "Agrarmarkt
Austria" (AMA-Gesetz 1992), Bundesgesetzblatt 376 aus 1992,, lautet auszugsweise:

"§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Anderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im vorliegenden
Bundesgesetz enthalten sind, sowie deren Vollziehung sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das
B-VG etwas anderes vorsieht. Soweit durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, Aufgaben an die Agrarmarkt Austria (AMA) Ubertragen werden, kénnen diese
Angelegenheiten von der AMA unmittelbar als Bundesbehoérde besorgt werden."

3.1.4 Die maligeblichen Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVWGG,BGBI | 2013/10 lauten:3.1.4
Die maRgeblichen Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BYWGG, BGBI romisch eins 2013/10 lauten:

"Einzelrichter

§ 6. Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist."Paragraph 6, Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist."

3.1.5 Die maBgeblichen Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG,BGBI | 2013/33 idgF,
lauten:3.1.5 Die mafRgeblichen Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VWGVG, BGBI romisch eins
2013/33 idgF, lauten:

"Anwendungsbereich

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes.Paragraph eins, Dieses Bundesgesetz regelt das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit
Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes.

Anzuwendendes Recht

§ 17. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren Gber Beschwerden gemald Art.
130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 8§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBI. Nr. 173/1950, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.Paragraph 17,
Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel
130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier.
Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984
- DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.
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Verhandlung

§8 24. (1) (4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht
ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche
Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6
Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der
Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.Paragraph 24,
(1) (4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet
eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung
eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz
eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,,
noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europadischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389

entgegenstehen.
(5) Erkenntnisse

§ 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Paragraph 28, (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder

das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemé&R Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn(2) Uber Beschwerden gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht

dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
1. der mafRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maBgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden
gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der
Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behérde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht
den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
die Behorde zurtickverweisen. Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatz 2, nicht vor, hat
das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache
selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die
wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde notwendige
Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit
Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurtickverweisen.
Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem
Beschluss ausgegangen ist.

(4) Beschlusse

8 31. (1) Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch
Beschluss.Paragraph 31, (1) Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss.

(2) (3) Auf die Beschlisse des Verwaltungsgerichtes sind 8 29 Abs. 1 zweiter Satz, 2a, 2b, 4 und 5 und 8 30 sinngemal
anzuwenden. Dies gilt nicht fur verfahrensleitende Beschlisse.(2) (3) Auf die BeschlUsse des Verwaltungsgerichtes sind
Paragraph 29, Absatz eins, zweiter Satz, 2a, 2b, 4 und 5 und Paragraph 30, sinngemaf3 anzuwenden. Dies gilt nicht fur
verfahrensleitende BeschlUsse.

Inkrafttreten

§ 58. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2014 in KraftParagraph 58, (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner
2014 in Kraft.
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(2) Entgegenstehende Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht sind, bleiben unberuhrt.

(3).."

3.1.6 Die Verordnung (EG) 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) 1290/2005, (EG) 247/2006, (EG) 378/2007 sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) 1782/2003, ABI L 30 vom 31.1.2009, S 16, lautet auszugsweise:3.1.6 Die Verordnung (EG) 73 aus 2009,
des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EG) 1290 aus 2005,, (EG) 247 aus 2006,, (EG) 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG)
1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.1.2009, S 16, lautet auszugsweise:

"Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbdume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind.
(2) Artikel 33

Zahlungsanspruche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsanspruiche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprtiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung
erhalten haben.

Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprtchen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck ,beihilfefahige Hektarflache’

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fur nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

Artikel 35
Meldung der beihilfefdhigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.



(2) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begrindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu andern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt.

Artikel 37
Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

3.1.7 Die Verordnung (EG) 1120/2009 der Kommission vom 29. Oktober 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Betriebspramienregelung gemal Titel Il der Verordnung (EG) 73/2009 des Rates mit gemeinsamen Regeln flr
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe lautet auszugsweise:3.1.7 Die Verordnung (EG) 1120 aus 2009, der Kommission vom 29.
Oktober 2009 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Betriebspramienregelung gemadf3 Titel rémisch drei der
Verordnung (EG) 73 aus 2009, des Rates mit gemeinsamen Regeln fir Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen

Agrarpolitik und mit bestimmten Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe lautet auszugsweise:
"Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Far Titel 1l der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 und die vorliegende Verordnung gelten folgende
Begriffsbestimmungen:Fir Titel rémisch drei der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, und die vorliegende Verordnung
gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) ,Ackerland: fur den Anbau landwirtschaftlicher Kulturpflanzen genutzte Flachen oder gemall Artikel 6 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 in gutem landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand erhaltene Flachen, unabhangig
davon, ob sich diese Flachen unter Gewachshausern oder anderen festen oder beweglichen Abdeckungen befinden
oder nicht;a) ,Ackerland”. fir den Anbau landwirtschaftlicher Kulturpflanzen genutzte Fldchen oder gemaR Artikel 6 der
Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, in gutem landwirtschaftlichen und &kologischen Zustand erhaltene Flachen,
unabhangig davon, ob sich diese Flachen unter Gewachshausern oder anderen festen oder beweglichen Abdeckungen

befinden oder nicht;

b) ,Dauerkulturen”. nicht in die Fruchtfolge einbezogene Kulturen auBer Dauergrinland, die fur die Dauer von
mindestens funf Jahren auf den Flachen verbleiben und wiederkehrende Ertrage liefern, einschlieBlich Reb- und

Baumschulen und Niederwald mit Kurzumtrieb;

c) ,Dauergrinland” Flachen, die durch Einsaat oder auf natlrliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder
anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang nicht Bestandteil der Fruchtfolge des
landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von Stilllegungsregelungen gemal3 der
Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates (7), gemald den Artikeln 22, 23 und 24 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999
des Ratesc) ,Dauergrunland’: Flachen, die durch Einsaat oder auf natirliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras
oder anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang nicht Bestandteil der Fruchtfolge des
landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von Stilllegungsregelungen gemall der
Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates (7), gemal3 den Artikeln 22, 23 und 24 der Verordnung (EG) Nr. 1257 aus
1999, des Rates

(8) und gemaR Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates (9); zu diesem Zweck sind ,Gras oder andere
Grunfutterpflanzen' alle Grinpflanzen, die herkdmmlicherweise in natirlichem Grinland anzutreffen oder
normalerweise Teil von Saatgutmischungen flr Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind (unabhdngig davon,
ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kdnnen Kulturpflanzen einschlie3en, die in Anhang
| aufgeflihrt sind;(8) und gemal? Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1698 aus 2005, des Rates (9); zu diesem Zweck sind
,Gras oder andere Grinfutterpflanzen’ alle Grunpflanzen, die herkdmmlicherweise in natlrlichem Grinland
anzutreffen oder normalerweise Teil von Saatgutmischungen fir Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind
(unabhangig davon, ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kénnen Kulturpflanzen
einschlieBen, die in Anhang rémisch eins aufgefihrt sind;



d) Artikel 19
Allgemeine Bestimmungen fir Betriebsinhaber in besonderer Lage

(1) Fur die Anwendung von Artikel 41 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 sind ,Betriebsinhaber in besonderer
Lage’ Betriebsinhaber gemaR den Artikeln 20 bis 23 der vorliegenden Verordnung.(1) Fur die Anwendung von Artikel
41 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, sind ,Betriebsinhaber in besonderer Lage’ Betriebsinhaber gemaR
den Artikeln 20 bis 23 der vorliegenden Verordnung.

2)"

3.1.8 Die Verordnung (EG) 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des
integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe gemaR der genannten Verordnung und mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 1234/2007
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor, ABI L
316 vom 2.12.2009, S 65 idF der Durchfuhrungsverordnung (EU) 666/2012 der Kommission vom 20. Juli 2012, ABI L 194
vom 21.7.2012, S 3, im Folgenden VO (EG) 1122/2009, lautet auszugsweise:3.1.8 Die Verordnung (EG) 1122 aus 2009,
der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 73 aus 2009, des
Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs-
und Kontrollsystems im Rahmen der Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemald der
genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 1234 aus 2007, hinsichtlich der
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor, Amtsblatt L 316 vom
2.12.2009, S 65 in der Fassung der Durchfihrungsverordnung (EU) 666 aus 2012, der Kommission vom 20. Juli 2012,
Amtsblatt L 194 vom 21.7.2012, S 3, im Folgenden VO (EG) 1122 aus 2009,, lautet auszugsweise:

"Artikel 25
Rucknahme von Beihilfeantragen
(1)Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zurtickgenommen werden.

Macht ein Mitgliedstaat von den Mdglichkeiten in Artikel 16 Absatz 3 Unterabsatz 2 Gebrauch, so kann er vorsehen,
dass die Meldung eines Tieres, das den Betrieb verlassen hat, an die elektronische Datenbank fur Rinder als schriftliche
Rucknahme gilt.

(2) Hat die zustandige Behorde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag
hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, und werden bei dieser
Kontrolle UnregelmaRigkeiten festgestellt, so kénnen die von einer UnregelmaRigkeit betroffenen Teile des
Beihilfeantrags nicht zuriickgenommen werden.

(3) Ricknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragsteller wieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des
betreffenden Beihilfeantrags oder -antragsteils befand.

Artikel 34
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm
vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgelegt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von hdchstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha
nicht Uberschreiten.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bertcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache bertcksichtigt.

FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Graben oder Mauern, traditionell



Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht Ubersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Ublichen
Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Uberschreiten. Die Mitgliedstaaten kdnnen nach vorheriger Mitteilung an
die Kommission eine grol3ere Breite als zwei Meter zulassen, wenn die betreffenden Flachen fiir landwirtschaftliche
Kulturpflanzen bei der Festsetzung der Ertrage der betreffenden Regionen bertcksichtigt wurden.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Baumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht
baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet mdglich sind.(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, gilt eine mit Bdumen bestandene Parzelle als landwirtschaftliche
Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die
beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht baumbestandenen Parzellen in demselben
Gebiet moglich sind.

(5) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behorden diese fiktiv entsprechend dem Umfang
der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf."

Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemafd Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009,
die ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung
des Beihilfebetrags die angemeldete Flache bericksichtigt.(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal Titel
romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, die ermittelte Flache einer
Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die
angemeldete Flache bericksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes: ergibt sich eine Abweichung
zwischen den angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so wird fir die Berechnung der
Zahlung die niedrigere der beiden GréRen zugrunde gelegt; liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriiche
Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche, so werden die angemeldeten
Zahlungsanspriiche auf die Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfliigung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemafd Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009,
die im Sammelantrag angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe,
unbeschadet der gemaR den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und
AusschlUsse, auf der Grundlage der fUr diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.(3) Liegt im Fall von
Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fir
Starkekartoffeln und Saatgut gemal? Titel rémisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus
2009,, die im Sammelantrag angemeldete Flache Uber der ermittelten Fldche derselben Kulturgruppe, so wird die
Beihilfe, unbeschadet der gemaR den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen
und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

Unbeschadet von Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der
ermittelten Gesamtflache und der fir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaR den Titeln Ill, IV und V der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 angemeldeten Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der
angemeldeten Fliche gleichgesetzt. Firr diese Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene
berucksichtigt.Unbeschadet von Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, wird jedoch im Falle, dass die
Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflache und der fir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaf
den Titeln rémisch drei, romisch vier und rémisch funf der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fir diese



Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene beriicksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fir Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt.
Artikel 58

Karzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererklarungen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Regelungen flr Starkekartoffeln und Saatgut gemaR Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009, Gber der gemal} Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die
Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet,
wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.Liegt bei einer
Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Regelungen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal Titel romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung
(EG) Nr. 73 aus 2009,, Uber der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe
auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die

Differenz Uber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fir die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfegewahrt.

Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieen. Dieser Betrag wird gemald Artikel 5b der Verordnung
(EG) Nr. 885/2006 der Kommission verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das
Kalenderjahr der Feststellung folgen, nichtvollstandig gemall dem genannten Artikel verrechnet werden, so wird der
Restbetrag annulliert.Belduft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur
Hohe des Betrags, der der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemalR
Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der Kommission verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei
Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nichtvollstandig gemall dem genannten Artikel
verrechnet werden, so wird der Restbetrag annulliert.

Artikel 73
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.(1) Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

Artikel 80
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald

Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

(2) (3) Die Zinsen werden fir den Zeitraum zwischen der Ubermittlung des Riickforderungsbescheids an den

Betriebsinhaber und der tatsachlichen Rickzahlung bzw. dem Abzug berechnet.

Der anzuwendende Zinssatz wird nach Mal3gabe der einschldgigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf
jedoch nicht niedriger sein als der bei der Rickforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende

Zinssatz.

(4) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemald Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurlickzuflihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.



Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.

(5) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal’ Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt
wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind. Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre
verkurzt, wenn der Beglinstigte in gutem Glauben gehandelt hat.

(6) Fur Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemald den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurtickgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.(6) Fir Betrage, die aufgrund von
Kdrzungen und Ausschlissen gemaR den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels romisch vier zurtickgezahlt

werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.
(7) Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschissen.
(8) n

3.1.9 Die mal3geblichen Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 -AVG,BGBI 1991/51
idgF, lauten:

"II. Teil: Ermittlungsverfahren
1. Abschnitt: Zweck und Gang des Ermittlungsverfahrens
Allgemeine Grundsatze

§ 37. Zweck des Ermittlungsverfahrens ist, den fur die Erledigung einer Verwaltungssache maf3gebenden Sachverhalt
festzustellen und den Parteien Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben.
Nach einer Antragsanderung (8 13 Abs. 8) hat die Behdrde das Ermittlungsverfahren insoweit zu erganzen, als dies im
Hinblick auf seinen Zweck notwendig ist.Paragraph 37, Zweck des Ermittlungsverfahrens ist, den fur die Erledigung
einer Verwaltungssache maf3gebenden Sachverhalt festzustellen und den Parteien Gelegenheit zur Geltendmachung
ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben. Nach einer Antragsanderung (Paragraph 13, Absatz 8,) hat die

Behdrde das Ermittlungsverfahren insoweit zu erganzen, als dies im Hinblick auf seinen Zweck notwendig ist.

8§ 39. (1) (2) Soweit die Verwaltungsvorschriften hiertber keine Anordnungen enthalten, hat die Behérde von Amts
wegen vorzugehen und unter Beobachtung der in diesem Teil enthaltenen Vorschriften den Gang des
Ermittlungsverfahrens zu bestimmen. Sie kann insbesondere von Amts wegen oder auf Antrag eine mdundliche
Verhandlung durchfihren und mehrere Verwaltungssachen zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung
verbinden oder sie wieder trennen. Die Behorde hat sich bei allen diesen Verfahrensanordnungen von Rucksichten auf
moglichste ZweckmaRigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis leiten zu lassen.Paragraph 39, (1) (2) Soweit
die Verwaltungsvorschriften hiertiber keine Anordnungen enthalten, hat die Behdrde von Amts wegen vorzugehen und
unter Beobachtung der in diesem Teil enthaltenen Vorschriften den Gang des Ermittlungsverfahrens zu bestimmen.
Sie kann insbesondere von Amts wegen oder auf Antrag eine mundliche Verhandlung durchfiihren und mehrere
Verwaltungssachen zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbinden oder sie wieder trennen. Die Behérde
hat sich bei allen diesen Verfahrensanordnungen von Rucksichten auf moglichste ZweckmaRigkeit, Raschheit,
Einfachheit und Kostenersparnis leiten zu lassen.

(za) n
3.2 Zur Spruchpunkt A) - Aufhebung und Zurickverweisung

3.2.1 Gemal3 den 88 37 und 39 Abs 2 AVG hat die Behdrde - ebenso wie das Gericht, wenn es Uber eine Beschwerde
meritorisch abspricht - den wahren Sachverhalt im Sinn einer Ermittlungspflicht zur Feststellung der materiellen
Wahrheit auf Grundlage des Antrages von Amts wegen zu ermitteln (VwWGH 26.6.2014, Ro 2014/03/0063).3.2.1 Gemal3
den Paragraphen 37 und 39 Absatz 2, AVG hat die Behdrde - ebenso wie das Gericht, wenn es Uber eine Beschwerde

meritorisch abspricht - den wahren Sachverhalt im Sinn einer Ermittlungspflicht zur Feststellung der materiellen
Wahrheit auf Grundlage des Antrages von Amts wegen zu ermitteln (VWGH 26.6.2014, Ro 2014/03/0063).

3.2.2 Wie sich aus den unter 3.1.6 bis 3.18 dieses Beschlusses wiedergegebenen Bestimmungen ergibt, sind sowohl die


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1991_51_0/1991_51_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ro%202014/03/0063&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ro%202014/03/0063&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True

Angaben und Feststellungen der férderungsfahigen Flachen als auch die Zahlungsanspruche fur die Bemessung der
einheitlichen Betriebspramie mal3geblich. Ihre Feststellung bedarf einer Vermessung der Flachen nach Mal3gabe der
Vorgaben der zitierten Verordnungen Uber die Anerkennung einer Flache als forderungsfahige Flache. Darlber hinaus
hangt die Zuerkennung von Fdrderungen von Zahlungsanspriichen ab. Die Feststellung dieser Angaben ist daher
Voraussetzung fur eine Zuerkennung der einheitlichen Betriebspramie.

3.2.3 Aus dem von der Behdérde dem erkennenden Gericht vorgelegten "Report" ergibt sich, dass sich aus Sicht der
Behorde die Aktenlage dahingehend geandert hat, dass sie eine andere Entscheidung getroffen hatte, ware sie in der
Sache noch zustandig. In Anbetracht der Komplexitdt der Bezug habenden Beihilferegelung und des technischen
Charakters der Entscheidung Uber die aus dem neuen Sachverhalt erflieRenden Berechnungen lage eine Feststellung
des maRgeblichen Sachverhalts durch das Bundesverwaltungsgericht weder im Interesse der Raschheit, noch ware
diese mit einer Kostenersparnis verbunden. Vielmehr dient die Zurtckverweisung der Angelegenheit einer raschen und
kostensparenden Berucksichtigung des neuen Sachverhalts.

3.2.4 Der angefochtene Bescheid ist daher ungeachtet des§ 28 Abs 2 VWGVG, der das Bundesverwaltungsgericht
verpflichtet, in der Sache selbst zu entscheiden, gemaR § 28 Abs 3 VWGVG aufzuheben und das Verfahren an die
belangte Behorde zurlickzuverweisen.3.2.4 Der angefochtene Bescheid ist daher ungeachtet des Paragraph 28, Absatz
2, VWGVG, der das Bundesverwaltungsgericht verpflichtet, in der Sache selbst zu entscheiden, gemal} Paragraph 28,
Absatz 3, VWGVG aufzuheben und das Verfahren an die belangte Behorde zuriickzuverweisen.

3.2.5 Die AMA wird im Rahmen des fortgesetzten Verfahrens dem neu zu erlassenden Bescheid den geanderten
Sachverhalt zugrunde zu legen haben.

3.3 Zu Spruchpunkt B) - Nichtzulassung der Revision

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH oder des EuGH
(siehe die oben jeweils angefihrte Judikatur).Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es
an einer Rechtsprechung des VWGH oder des EuGH (siehe die oben jeweils angefiihrte Judikatur).
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